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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Der Nationalrat behandelte das Entlastungsprogramm 2003 noch in derselben Session.
In der Eintretensdebatte betonten die Bürgerlichen, das EP 03 stelle angesichts der
völlig aus dem Ruder gelaufenen Bundesfinanzen das absolute Minimum an
Einsparungen dar. Die überproportional wachsenden Ausgaben müssten auf einen
vernünftigen, langfristig tragbaren Kurs gebracht werden. Die Linke hingegen
bezeichnete das Entlastungsprogramm als ein massives Spar- und Abbauprogramm, das
den verfassungsmässigen Auftrag einer nachhaltigen Entwicklung gefährde. Zudem sei
es stossend, das Programm gleichzeitig mit dem Steuerpaket vorzulegen; die Kosten
würden bloss auf Gemeinden und Kantone überwälzt. Während die Grünen gar nicht
erst auf die Vorlage eintreten wollten, beantragten die Sozialdemokraten Rückweisung
des Geschäfts mit dem Auftrag, das Entlastungsprogramm von 3,3 Mia auf 2 Mia Fr. zu
redimensionieren und den Haushalt auch über Mehreinnahmen wie der Einführung
einer eidgenössischen Erbschafts- und Schenkungssteuer zu finanzieren – der
Nichteintretensantrag wurde mit 132:41, der Rückweisungsantrag mit 120:59 Stimmen
abgelehnt. In der viertägigen Debatte wich der Nationalrat verschiedentlich von den
Sparvorgaben des Bundesrates und den Beschlüssen des Ständerates ab und verfehlte
das Sparziel von 3,3 Mia Fr. um etwa 600 Mio Fr. Im Asylbereich lehnte die grosse
Kammer auf Antrag von Ruth Genner (gp, ZH) mit 95:82 Stimmen einen Systemwechsel
bei der Fürsorge ab. Neben dem links-grünen Lager, das den Eingriff mittels
Dringlichkeitsverfahren in eine laufende Gesetzesrevision beklagte, votierte auch die
SVP-Fraktion gegen die Änderung, um eine Überwälzung der Kosten auf die Kantone zu
verhindern. Im Bereich Bildung, Forschung und Technologie setzte sich ein Einzelantrag
Randegger (fdp, BS) durch, der ein Ausgabenwachstum von 5,5% vorsah, anstelle von
4,5% (Bundesrat) resp. 4,75% (Ständerat); die Kommission hatte ein Ausgabenwachstum
von 5% beantragt, während Beck (lp, VD) ganz auf Kürzungen hatte verzichten wollen,
was dem ursprünglich geplanten Wachstum von 6% entsprochen hätte. Beim
Impulsprogramm für die Kinderkrippen konnte sich dank der Unterstützung der CVP-
Fraktion ein Minderheitsantrag von Liliane Maury Pasquier (sp, GE) durchsetzen, der
gänzlich auf die Kürzung von 12 Mio verzichtete. Entgegen Bundesrat und Ständerat
lehnte es der Nationalrat auf Antrag Abate (fdp, TI) ab, vom Bundesanteil an der LSVA bis
2007 nur 80% statt 100% in den Finöv-Fonds zu leiten. Weniger Einsparungen als der
Ständerat beschloss die grosse Kammer auch beim Programm EnergieSchweiz, dem die
Subventionen um 25 statt um 45 Mio Fr. gekürzt werden. Gleichzeitig votierte sie mit
87:84 Stimmen nur knapp gegen die von einer links-grünen Kommissionsminderheit
geforderte Einführung einer Energie-Lenkungsabgabe von 0,1 Rappen pro
Kilowattstunde auf nicht erneuerbaren Energien. Da das Parlament in der Zwischenzeit
bei der 11. AHV-Revision auf die soziale Abfederung des Rentenvorbezugs verzichtet
hatte, lehnte der Nationalrat das von Bundesrat und Ständerat beschlossene einmalige
Aussetzen des Mischindexes stillschweigend ab. Weiter als der Ständerat ging die grosse
Kammer beim Personalressourcengesetz, wo sie nicht nur die Entschädigungen der
Parlamentarier kürzte, sondern auch das Einkommen der Magistratspersonen
(Bundesräte, -richter und -kanzlerin) um 5%. Das Entlastungsprogramm passierte die
Gesamtabstimmung gegen die Voten von Grünen und SP mit 103:60 Stimmen. 1
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1) AB NR, 2003, S. 1569 ff., 1576 f., 1578 ff., 1615 ff., 1645 ff., 1656 ff. und 1712 ff.; Presse vom 30.9.-3.10.03.
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